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Editorial

er aktuell erschienene 13. Kin-
der- und Jugendbericht (BT-Drs. 
16/12860, 2009) formuliert als 

ein wesentliches Anliegen, die großen 
Chancen der Prävention und Gesund-
heitsförderung für Kinder und Jugend-
liche effektiver und effizienter zu nutzen 
(S. 7f.). Insbesondere wird dafür eine 
konstruktivere Zusammenarbeit beste-
hender Einrichtungen und Dienste ge-
fordert, wünschenswert wären »multi-
modale Versorgungsnetze« (S. 16). Als 
Beispiel für eine gelungene Kooperation 
wird der Verbund »Gesundheitsförde-
rung bei sozial Benachteiligten« benannt. 
Dagegen zeichnet sich an vielen ande-
ren Stellen des Berichts die momentane 
Lage durch das Auseinanderklaffenden 
von Zuständigkeiten aus (S. 13). 

Was jedoch macht dieses Anliegen so 
dringlich? Einem ZEIT-Artikel (Spiewak, 
2008) zufolge leben Kinder von heute 
doch gesünder, sicherer, sind gebildeter: 
»Zu keiner anderen Zeit ging es der Mehr-
zahl der Kinder in diesem Land so gut 
wie heute.« Basis dieser Aussagen sind 
die »KiGGS-Daten« des großen Kinder-
und Jugendgesundheitssurvey (Schlack 
& Hölling, 2009). Sie offenbaren uns je-
doch dem ZEIT-Artikel zufolge auch eine 
andere Seite der Wohlstands-Medaille: 
dass Kinder sozial benachteiligter Fami-
lien häufiger von Übergewicht betroffen 
sind, seltener Sport treiben, mehr Zeit am 
Bildschirm verbringen, häufiger Verhal-
tensauffälligkeiten zeigen und Essstörun-
gen haben, in einem ungünstigeren 
Fami lienklima aufwachsen, geringere 
per  sonale, soziale und familiäre Ressour-
cen besitzen und eine deutlich höhere 
Gewaltbelastung aufweisen (ebd.; vgl. 
auch Keupp, 2009).

Die Häufigkeit von Problemlagen ver-
teilt sich also sozial ungleich. Während 
psychische Auffälligkeiten nur 8,1% der 
Kinder aus Familien mit ho hem Sozial-
status zeigten, waren dies bei mittlerem 
13.4%, bei niedrigem Sozialstatus sogar 
23,2%. Im stationären Bereich der Kin-
der- und Jugendhilfe lässt sich eine 
be  sonders hohe Rate von kinder- und ju-
gendpsychiatrischen Erkrankungen fest-
stellen: ca. zwei Drittel der Kinder zeigen 
auffällige Ergebnisse, ca. ein Drittel zeigt 
so viele Störungen und Problemlagen 
wie nur zwei Prozent der Kinder aus der 
Allgemeinbevölkerung (Schmid, 2007).

ie Versorgungsrealitäten als 
Antwort darauf lassen dage-
gen noch zu wünschen übrig. 

Hans Günther Homfeldt, der sich für die-
se Ausgabe der Zeitschrift zu einem auf-
schlussreichen Email-Interview bereit 
erklärte, resümiert den 13. Kinder- und 

Jugendbericht mit den Worten: »Wichtig 
ist mir vor allem, dass Gesundheitsför-
derung und gesundheitsbezogene Prä-
vention stärker als bislang ins Blickfeld 
der Kinder- und Jugendhilfe rückt«. Un-
ter dem Motto: »Der junge Mensch im 
Mittelpunkt der verantwortlichen Teilsys-
teme« erläutert er, welche strukturellen 
Notwendigkeiten er als Voraussetzung 
für eine besser gelingende Kinder- und 
Jugendhilfe als notwendig erachtet. 
Stichworte wie die »große Lösung« und 
das Jugendamt als »zentrale Koordinie-
rungsstelle« sowie »querschnittige Ver-
bindungen in der Sozialgesetzgebung« 
werden lebendig und anschaulich ver-
mittelt. Für seinen engagierten Einsatz im 
Zuge der interessanten Interviewform, 
die sich über mehrere Email-Sequenzen 
hin erstreckte, sei Hans Günther Hom-
feldt an dieser Stelle nochmals herzlichst 
unser Dank ausgesprochen.

In den folgenden drei Artikeln wird 
dieses Thema aus verschiedenen Pers-
pektiven erneut aufgegriffen und weiter 
diskutiert. Die Intention des Gesetzge-
bers mit § 35a KJHG im Jahre 1991, den 
interdisziplinären Dialog zu fördern, wird 
bei besonders stark belasteten Kindern 
und Jugendlichen nicht systematisch ge-
nutzt, zeigt Marc Schmid auf. Die Grund-
idee dieser Rechtsform könnte jedoch 
sowohl eine effektivere Kooperation för-
dern als auch gesellschaftliche Folgekos-
ten verhindern helfen, so internationale 
und erste nationale Forschungsergeb-
nisse. Die Argumentation zeigt über-
zeugend, wie sehr sich nicht nur in der 
Finanz-, sondern auch in der Sozialpolitik 
kurzfristige »Gewinne« nicht nur als un-
ethisch, sondern auch als »kurzsichtig« 
herausstellen.

Für junge Menschen, die unter multip-
len Exklusionsphänomenen und biogra-
fisch bedingten Problemlagen zu leiden 
haben, sind wir also offenbar nicht in der 
Lage, adäquate Hilfen zu entwickeln. So 
die Aussage namhafter ExpertInnen zum 
Thema. Wie aber nehmen Kinder und Ju-
gendliche selbst diesen Versorgungsnot-
stand wahr? Nehmen sie ihn überhaupt 
wahr? Im Rahmen ihrer Abschlussarbeit 
rekonstruierte Kristin Ehmer in beeindru-
ckender Weise, wie Jugendliche selbst 
ihre Hilfeprozesse erleben. Nimmt man 
die Aussagen der Jugendlichen ernst, so 
die Autorin in ihrem Resümee, ergeben 
sich Forderungen an eine sozialarbeite-
rische Praxis, einen eigenen politischen 
Anspruch im Sinne einer menschenge-
rechten Parteilichkeit zu definieren und 
sozialpolitisch durchzusetzen.

Als konkretes Positiv-Beispiel für eine 
»Vernetzung qua Konzept« wird im letz-
ten Artikel von Juliane Tausch aufge-
zeigt, dass es möglich ist, im Rahmen 

sozialräumlicher Angebotsentwicklung 
ambulante Kinder- und Jugendhilfe 
niedrigschwellig, alltagsnah und passge-
nau anzubieten – auch für sog. »schwer 
erreichbare Familien«. Der Zugang er-
folgt sowohl durch die Eigeninitiative der 
NutzerInnen als auch vermittelt durch 
andere Einrichtungen oder das Ein-
gangs- und Netzwerkmanagement des 
Allgemeinen Sozialen Dienstes (ASD). 
Auch auf fachlicher Ebene wird das Fa-
miliennetzwerk durch den Arbeitskreis 
»Frühe Hilfen Wandsbek« getragen. Er 
fördert persönliches Kennenlernen, Wis-
sen um Berufsfelder und Angebote 
so wie fachlichen Austausch und Weiter-
bildung und verbindet alle interessierten 
Fachleute in der Region miteinander.

Es bleibt zu hoffen, dass sich das Pro-
jekt bewährt und weitere Beispiele fol-
gen, die die Idee interdisziplinärer und 
interinstitutioneller Hilfen über das je-
weils persönliche und individuelle En-
gagement von Personen oder Regionen 
hinaus fest in die Strukturen der Kinder- 
und Jugendhilfe implementieren. Auf 
diese Weise passgerechte Hilfen anzu-
bieten, wird in der Zukunft immer mehr 
an Bedeutung gewinnen. Klinische So-
zialarbeit könnte hier eine Schlüsselstel-
lung einnehmen, aktiv umsetzungsfähige 
Konzepte gegen die Versäulung von Kin-
der- und Jugendhilfe, Gesundheitswe-
sen und Behindertenhilfe zu entwickeln 
und sich auch (fach-)politisch noch mehr 
in den Gestaltungsprozess der Kinder- 
und Jugendhilfe einzubringen: damit 
sich Kinder- und Jugendhilfe mehr am 
Bedarf als an kurzsichtigen Finanzgewin-
nen orientiert.

Für die Redaktion:
Silke Birgitta Gahleitner
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Silke Birgitta Gahleitner: Herr Hom-
feldt, der 13. Kinder- und Jugendbe-
richt hat ja in der psychosozialen Ju-
gendhilfelandschaft sehr viel Anklang 
gefunden und wird zahlreich referiert 
und zitiert. Was sind denn Ihrer An-
sicht nach die zentralen Ergebnis-
se dieses Berichts, und was sind die 
Gründe für seine großflächige »Nut-
zung« und Verbreitung?

Hans Günther Homfeldt: Wichtig 
ist mir vor allem, dass Gesundheits-
förderung und gesundheitsbezogene 
Prävention stärker als bislang mit Hil-
fe des Berichts ins Blickfeld der Kin-
der- und Jugendhilfe rückt. Teil D des 
Berichts – sein Herzstück – macht 
deutlich, dass in der Kinder- und Ju-
gendhilfe schon viele Projekte laufen, 
im Bereich der frühen Hilfen, in der 
Jugendarbeit, vor allem aber in der 
Kooperation mit der Gesundheitshil-
fe. Und hier sehe ich auch das zen-
trale Ergebnis des Berichts: Um Kin-
dern und Jugendlichen mehr Chan-
cen für ein gesundes Aufwachsen zu 
geben, müssen die Hilfen noch viel 
besser koordiniert werden. Gelingen 
kann dies jedoch auf Dauer nur, wenn 
die strukturellen Voraussetzungen 
für Kooperationen geschaffen wer-
den. Hier denke ich z. B. im Zusam-
menhang mit dem § 35a SGB VIII an 
die »große Lösung« und an die Wei-
terentwicklung des Jugendamtes als 
zentrale Koordinierungsstelle für Hil-
fen, aber auch an querschnittige Ver-
bindungen in den entsprechenden 
Sozialgesetzbüchern.

Wenn der Bericht in der Kinder- 
und Jugendhilfe, der Behindertenhil-
fe, in der Kinder- und Jugendpsychi-
atrie und hoffentlich auch der Schule 
auf große Resonanz stößt, dann freut 
es mich als Mitglied der Steuerungs-
gruppe sehr. Gerade im hochaktuel-
len Aufgabenfeld der Inklusion kann 
der Bericht Impulse für Kooperatio-
nen zwischen den sozialen Diensten 
liefern.

S. B. G.: Dass die verschiedenen 
Hilfen – und auch Systeme – noch 
viel besser koordiniert werden müs-
sen, ist ja eine unendliche Geschich-
te im Jugendhilfebereich und – aus 

einer anderen Perspektive – auch 
nochmals Thema in dieser Ausgabe 
unserer Zeitschrift. Das macht mich 
natürlich neugierig: Welche struk-
turellen Voraussetzungen müssten 
denn Ihrer Ansicht nach für eine bes-
ser gelingende Kooperationsland-
schaft geschaffen werden?

H. G. H.: Mit »unendlicher Ge-
schichte im Jugendhilfebereich« 
meinen Sie wahrscheinlich Schwie-
rigkeiten der Kooperation zwischen 
freien Trägern der Erziehungshilfe 
und öffentlichen Trägern oder auch 
Schwierigkeiten verschiedener Trä-
ger, in einem Verbund zu kooperie-
ren. Vielleicht denken Sie aber auch 
an den § 81 des SGB VIII. Er regelt 
ja die Zusammenarbeit der Kinder- 
und Jugendhilfe mit anderen Stellen 
und öffentlichen Einrichtungen, wie 
den Schulen, dem Gesundheitswe-
sen, den Trägern anderer Sozialleis-
tungen, den Polizei- und Ordnungs-
behörden etc. Aber leider gibt es hier 
keine wechselseitige rechtliche Rege-
lung. Die anderen Stellen und öffent-
lichen Einrichtungen sind nicht zu ei-
ner Kooperation mit der Kinder- und 
Jugendhilfe verpflichtet. So entsteht 
möglicherweise der Eindruck unauf-
geforderten Einmischens und damit 
auch eine unendliche Geschichte…

Unsere Aufgabe in der Steuerungs-
gruppe stellte sich etwas anders: Da 
in vielen Bereichen der Gesundheits-
förderung und der gesundheitsbezo-
genen Prävention mögliche Koopera-
tionen zwischen der Kinder- und Ju-
gendhilfe, dem Gesundheitswesen 
und der Behindertenhilfe noch nicht 
hinreichend genutzt werden, be-
stand der zentrale Auftrag der Bun-
desregierung an die Kommission da-
rin, die Schnittstellen zwischen die-
sen sozialen Diensten in den Blick zu 
nehmen und Kooperationsperspek-
tiven zu diskutieren. Grundlegend 
wichtig für stabile Perspektiven sind 
wechselseitige rechtliche Veranke-
rungen zur Kooperation in den dafür 
einschlägigen Sozialgesetzbüchern, 
eine partielle Zusammenführung der 
Finanztöpfe bei der Erbringung von 
gemeinsamen Leistungen, koordi-

nierte Konzepte der Qualitätssiche-
rung und letztlich auch integrierte 
Berichterstattungen im Sozial-, Ge-
sundheits- und Bildungsbereich.

Das alles heißt aber noch nicht, 
dass nun einer Kooperation zwi-
schen den sozialen Diensten nichts 
mehr im Wege stünde. Umsetzung 
von Kooperation geschieht im All-
tag. Und hier stehen mögliche Hür-
den, wie wechselseitige zu hohe Er-
wartungen, der je eigene Denk- und 
Arbeitsstil, der je eigene Sprachcode 
und eventuell auch Vorbehalte und 
eine mit ihnen verbundene fehlende 
Anerkennung.

Kooperationen zwischen den so-
zialen Diensten sollten sich als ziel-
bezogene Arbeitsbündnisse verste-
hen. Sie sollten wiederum verschie-
dene Grundregeln beachten, wie z. B. 
gemeinsame Arbeitsplanungen, Er-
gebnissicherungen, eine Vermei-
dung von Verantwortungsdiffusio-
nen oder die Kooperationsergebnis-
se regelmäßig in die eigene Einrich-
tung hineintragen. Wichtig erscheint 
mir ferner, das Arbeitsbündnis nicht 
mit Aufgaben zu überfrachten, son-
dern am besten gezielt mit einer Auf-
gabe zu beginnen. Dies kann die Ar-
beit an der Umsetzung der »großen 
Lösung« sein.

S. B. G.: Sie nennen explizit den 
§ 35a SGB VIII die »große Lösung«. 
Können Sie dieses Stichwort für un-
sere LeserInnen ein wenig anschau-
lich machen?

H. G. H.: Sie wird in der Stellung-
nahme der Bundesregierung zum 
Bericht zur Sprache gebracht. Vor-
rangig zuständig ist die Kinder- und 
Jugendhilfe für solche Kinder und 
Jugendlichen, die seelisch behin-
dert oder von einer seelischen Be-
hinderung bedroht sind. Für Kinder 
und Jugendliche mit einer körper-
lichen und geistigen Behinderung 
liegt die vorrangige Leistungszustän-
digkeit noch bei der Sozialhilfe. Nun 
zeigt sich praktisch, dass eine ein-
deutige Zuordnung nicht möglich ist. 
Vielmehr vermischen sich im geleb-
ten Alltag die verschiedenen Beein-
trächtigungen. So findet die »große 

Gesundes Aufwachsen für alle 
Kinder und Jugendlichen 
Interview von Silke Birgitta Gahleitner mit Hans Günther Homfeldt 
über den 13. Kinder- und Jugendbericht

Hans Günther Homfeldt
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Lösung«, nämlich alle Kinder und Ju-
gendlichen unter dem Dach der Kin-
der- und Jugendhilfe zu fördern, zu-
nehmend mehr Unterstützung, auch 
auf sozialministerieller Ebene. Er-
wähnenswert erscheint mir, dass an 
eine Umsetzung der »großen Lö-
sung« erhebliche finanzielle und per-
sonelle Konsequenzen geknüpft sind. 
Spannend ist hier ja die Frage: Was 
ist der Bezugsrahmen für die Förde-
rung der Kinder und Jugendlichen? 
Wenn alle Kinder und Jugendlichen 
in erster Linie Kinder und Jugend-
liche sind und erst in zweiter Linie 
der spezifische Förderbedarf in den 
Blick kommt, dann kann ich mir als 
Bezugsrahmen nur die jeweilige Le-
benslage vorstellen. 

Übrigens hat die »große Lösung« 
international ihre Einbettung in der 
Konvention über die Rechte von 
Menschen mit Behinderung durch 
die Vereinten Nationen vom Dezem-
ber 2006. In Deutschland ist die UN-
Konvention Ende März 2009 in Kraft 
getreten. Inzwischen sind die ver-
schiedenen Bundesländer dabei, die 
mit der inklusiven Idee verbundene 
ungeschmälerte Teilhabe aller Kin-
der und Jugendlichen schulisch um-
zusetzen. Hier scheint mir Bremen 
Vorreiter in der Umsetzung zu sein. 
Wieweit bei der schulischen Inklu-
sion daran gedacht wird, Kinder- und 
Jugendhilfe, Gesundheitshilfe und 
auch die Behindertenhilfe systema-
tisch mit einzubinden, kann ich nicht 
beurteilen.

S. B. G.: In ihren Ausführungen 
sprechen Sie auch von der Weiter-
entwicklung des Jugendamtes als 
zentrale Koordinierungsstelle für Hil-
fen. Wie müssen wir uns denn eine 
solche »zentrale Koordinierungsstel-
le« vorstellen, und wie müsste sie in-
haltlich wie strukturell ausgestattet 
sein?

H. G. H.: Für eine erfolgreiche ge-
sundheitsbezogene Kooperation zwi-
schen Kinder- und Jugendhilfe, Be-
hindertenhilfe und Gesundheitshil-
fe sowie Schule ist ein gemeinsamer 
Bezugsort vonnöten. Das ist das Ge-
meinwesen, denn in ihm leben die 
Kinder und Jugendlichen in der Regel 
mit ihren Familien, in ihm gestalten 
sie ihren Alltag. In meiner Sicht bie-
tet es sich an, dass das Jugendamt 
Kooperationen der sozialen Diens-
te koordiniert, und zwar so, dass es 
die verschiedenen Leistungssysteme 
bündelt, um die für die Kinder und 
Jugendlichen passenden Hilfen an-
bieten zu können. Ein solches Leis-

tungssysteme bündelndes Jugend-
amt gibt es gegenwärtig noch nicht. 
Insofern haben meine Überlegungen 
hypothetischen Charakter. Ein neu-
es Jugendamt, das Verantwortungs-
bereiche bündelt, benötigt Mitarbei-
ter und Mitarbeiterinnen, die dann 
nicht nur im SGB VIII Bescheid wis-
sen, sondern zumindest auch im Be-
reich der Behinderten- und Gesund-
heitshilfe fachliches Wissen aufwei-
sen und umsetzen können. 

Bedenkenswert finde ich in diesem 
Zusammenhang den Satz in der Stel-
lungnahme der Bundesregierung (im 
Bericht S. 13, fett gedruckt übrigens): 
Der junge Mensch muss im Mittel-
punkt der verantwortlichen Teilsys-
teme stehen. Für den inklusiven An-
satz kommt dem Satz eine entschei-
dende Bedeutung zu. Für das Ju-
gendamt meiner Vorstellung würde 
dies heißen, den jungen Menschen 
auf der Basis seiner Lebenslage mit 
seinen je spezifischen Fähigkeiten 
und seiner Handlungsmächtigkeit zu 
fördern. 

S. B. G.: Ich kenne Sie als Verfech-
ter des Agency-Ansatzes. Dieser 
klingt in Ihrem letzten Satz an. Wel-
che Rolle spielt der Agency-Ansatz 
im 13. Kinder- und Jugendbericht, 
und was bedeutet »Agency« über-
haupt im Lichte von Gesundheitsför-
derung und Krankheitsbewältigung?

H. G. H.: In der Tat ist der Agen-
cy-Ansatz ein zentraler gesundheits-
wissenschaftlicher Bezugspunkt im 
13. Kinder- und Jugendbericht. Dies 
wird im grundlegenden Teil A des 
Berichts sehr deutlich. In aller Kür-
ze: Um das eigene Leben als kohä-
rent wahrzunehmen, ist es wich-
tig, sich als handlungsmächtig erle-
ben zu können. Kinder und Jugend-
liche benötigen Lebensbedingungen, 
sich als wirkmächtig zu erfahren. Zu 
ihnen gehören eine altersgemäße 
Teilhabe und Partizipation. Sie sind 
gleichzeitig zentrale Bedingungen 
für Inklu sion und auch Gesundheits-
förderung. Soziale Benachteiligung 
und in der Folge gesundheitliche Un-
gleichheit erschweren in der Regel 
die Zugänge zu positiven Wirksam-
keitserfahrungen. Hier hat die Ge-
sundheitsarbeit der Kinder- und Ju-
gendhilfe vorrangig anzusetzen, in-
dem sie spezifische Ressourcen för-
dert, z. B. die Fähigkeit von Kindern 
und Jugendlichen, Unterstützung in 
Anspruch zu nehmen und die Bedeu-
tung einzuschätzen. 

Grundsätzlich möchte ich sagen, 
dass eine agency-zentrierte Kinder- 

und Jugendhilfe der Leitidee, viel-
leicht besser noch der Zielvorstel-
lung eines möglichst selbstbestimmt 
entscheidenden, handlungsfähigen 
Akteurs verbunden ist. Dieser ist 
dann in der Lage, eigene Ressourcen 
so einzusetzen, dass er ihm zuset-
zende Stressoren bewältigen kann, 
und das heißt dann auch, bei der ei-
genen Krankheitsbewältigung inten-
siv mitzuwirken.

S. B. G.: Was bedeuten Ihre Überle-
gungen nun für die Klinische Sozial-
arbeit?

H. G. H.: Für die Klinische Sozial-
arbeit sehe ich auf der Grundlage 
des 13. Kinder- und Jugendberichts 
eine Vielzahl von Anknüpfungspunk-
ten, zumal Gesundheitsförderung ein 
zentraler Fachstandard für die Klini-
sche Sozialarbeit ist. Bei spezifischen 
Zielgruppen denke ich an die große 
Gruppe der Kinder psychisch-, alko-
hol- und suchtkranker Eltern, auch an 
die wachsende Zahl chronisch kran-
ker Kinder und Jugendlicher, wie 
die KIGGS-Studie von 2007 ermit-
telt hat. Ich denke aber auch an spe-
zifische Mitwirkungsbereiche, vor al-
lem in der Beratung, wie die Sucht- 
und Drogenhilfe Suchtmittel konsu-
mierender werdender Mütter und an 
Schwangerenberatung im Kontext 
pränataler Diagnostik.

Theoriebezogene Mitwirkung ist 
sicher dringend erwünscht bei der 
Entwicklung der »großen Lösung« 
mit der Perspektive einer prakti-
schen Umsetzung innerhalb der Kin-
der- und Jugendhilfe. Eine tragende 
theoriebezogene Rolle für die Klini-
sche Sozialarbeit sehe ich ferner in 
der Entwicklung umsetzungsfähiger, 
stabiler Konzepte von Kooperation 
zwischen der Kinder- und Jugendhil-
fe, dem Gesundheitswesen und der 
Behindertenhilfe und eine praktische 
Rolle bei der praktischen Umsetzung 
von Kooperation, besonders an den 
Schnittstellen der sozialen Dienste. 
Hier könnte die Klinische Sozialarbeit 
eine tragende Rolle in der Koordinie-
rung zwischen den sozialen Diensten 
spielen.
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Die Zahl der Abbrüche im Hilfesys-
tem ist auf dem Hintergrund der trau-
matischen Lebensgeschichten und 
mal adaptiven Bindungsvorerfahrun-
gen der Kinder ein Dauerbrenner in 
der Jugendhilfe. Betroffene Kinder 
müs sen – das gilt inzwischen als er-
wiesen – möglichst früh eine stabi-
lisierende Beziehungserfahrung im 
Jugendhilfesystem erleben. Jeder 
weitere vermeidbare Beziehungsab-
bruch verstärkt die vorliegenden Pro-
blemlagen und Störungen. Nimmt 
man Ergebnisse von Schleiffer und 
Müller (2002) ernst, haben nur 2 von 
72 Heimkindern ein sicheres Bin-
dungsverhalten. Bindungsstörungen 
sind einerseits Folge von Bezie-
hungsabbrüchen, erhöhen aber wie-
derum die Wahrscheinlichkeit weite-
rer Beziehungsabbrüche. Ein Teufels-
kreis einer Chronifizierung von Bin-
dungsproblemen entsteht.

Dieses Phänomen führt jedoch 
nicht nur zu manifesten Folgen für 
die betroffenen Kinder und Jugend-
lichen, unsachgemäße Entscheidun-
gen der Jugendhilfe verursachen 
auch hohe gesellschaftliche Folge-
kosten. Selbst unter Kostenaspekten 
ist es sinnvoll, möglichst früh eine 
ausreichend intensive Hilfe und Ko-
operation aufzubauen und gegebe-
nenfalls auch einzuleiten, da die Kos-
teneffizienz der eingesetzten Hilfen 
bei jüngeren Kindern am höchsten 
ist und mit zunehmendem Entwick-
lungsalter sinkt (vgl. Ziegenhain & Fe-
gert, 2009). Dieser Aspekt soll im Fol-
genden eingehender betrachtet wer-
den.

Bindung und Jugendhilfe

Der Aspekt der Bindungskontinuität 
wird bei Platzierungsentscheidungen 
momentan noch in einem viel zu 
geringen Maße berücksichtigt (vgl. 
Fremmer-Brommnik, 2000). Die ers-
te stationäre Hilfe ist vorausschauend 
intensiv zu wählen, sodass ein gewis-
ser »Puffer« eingeplant und die ge-
samte Hilfsmaßnahme nicht bei einer 
Verschlimmerung der Symptomatik 
oder dem Scheitern an Entwicklungs-
aufgaben (z. B. Regelbeschulung) so-
fort in Frage gestellt wird. Es wäre 

deshalb wünschenswert, im Rahmen 
der Planung von Fremdplatzierungen 
bereits frühzeitig multiprofessionel-
le Netzwerke (Schule, Sonderpädago-
gik, Kinder- und Jugendpsychiatrie/

-psychotherapie) zu etablieren, die 
dann bei Bedarf niederschwellig in 
Anspruch genommen oder gegebe-
nenfalls auch rasch aus dieser zusätz-
lichen Hilfeform entlassen werden 
können. Häufig benötigt man in Kri-
senphasen zu lange, um das notwen-
dige Helfersystem zu etablieren, und 
die Situation ist dann bereits derart 
verfahren, dass sie nicht mehr den 
gewünschten Erfolg bringen kann 
(vgl. Kühn, 2009).

Der Fokus auf ambulante Hilfe oder 
der Leitspruch »ambulant vor statio-
när« ist, wenn die Indikation richtig 
gestellt wird und die Sicherheit so-
wie der pädagogische Bedarf der Kin-
der von ihrem Ursprungssystem mit 
ambulanten Hilfen langfristig ausrei-
chend abgedeckt werden kann, sehr 
berechtigt und wünschenswert. Er 
fördert die Bindung zu den wichtigs-
ten Bezugspersonen. Das Bestreben 
darf aber nicht dazu führen, dass Kin-
der und Jugendliche unnötig lange 
maladaptiven Erziehungsbedingun-
gen ausgesetzt bleiben und mit nicht 
ausreichend intensiven Hilfen viel 
wertvolle Zeit und Energie vergeudet 
wird. Psychische Störungen und Teil-
habebeeinträchtigungen manifestie-
ren sich dann in diesem Zeitintervall 
immer weiter, und durch nicht aus-
reichend intensiv geplante Hilfen ent-
stehen weitere Beziehungsabbrüche 
(vgl. Schleiffer & Gahleitner, i. Dr.).

Die Förderung der Beziehungskon-
tinuität, am besten zu den »ausrei-
chend guten« leiblichen Eltern oder 
aber zu einer alternativen professio-
nellen stabilen Bezugsperson (z. B. 
Pflegeeltern, Kinderdorfmutter), und 
falls dies nicht indiziert ist, zu einem 
bindungskompetenten pädagogi-
schen Team in einer stationären Ju-
gendhilfeeinrichtung, muss das zen-
trale Ziel jeder Jugendhilfeplanung 
sein. Insbesondere die wiederhol-
te Reinszenierung von Beziehungs-
abbrüchen aus der Ursprungsfami-
lie im Rahmen des Jugendhilfesys-
tems sollte durch eine gute mittel- 

bis langfristige Hilfeplanung weitest-
möglich vermieden oder zumindest 
als Phänomen verstanden und gege-
benenfalls bearbei tet werden. Dazu 
gehört auch ein fach lich qualifizier-
tes Ab- und Auswägen der »neuen« 
Bezugspersonen des Kindes zu den 
»ehemaligen« Bezugspersonen – je-
weils im Sinne des Kindeswohls (vgl. 
ebenda), sodass der Kontakt zu wert-
vollen Bezugspersonen auch nach 
Einleitung anderer Hilfeformen ge-
halten werden kann.

Die Indikation für eine stationäre Hil-
fe wird dagegen oft erst in oder nach 
der Pubertät gestellt, was bedeu-
tet, dass die Fremdplatzierung in ei-
ner Entwicklungsphase erfolgt, in der 
die Heranwachsenden sich eher zu 
Gleichaltrigen hin orientieren. Meh-
rere Studien zeigen, dass die Zahl 
der Beziehungsabbrüche im Jugend-
hilfesystem, mit denen die Jugendli-
chen bereits in die aktuelle stationä-
re Jugendhilfemaßnahme kommen, 
erschreckend hoch ist. Im Schnitt er-
lebte fast die Hälfte der Bewohner 
mindestens eine Fremdplatzierung in 
Pflegefamilien oder Heimen vor der 
aktuellen Platzierung, ein Viertel so-
gar zwei oder mehr. Auch fünf oder 
mehr Fremdplatzierungen stellen lei-
der keine Seltenheit dar (je nach Stu-
die zwischen 3 und 6%; Jaritz et al., 
2008; Polnay et al., 1997).

Jeder Verlust von Bezugsperso-
nen und Abbruch von Hilfen wirkt 
sich schädlich auf die Bindungsfä-
higkeit eines Kindes aus und beein-
flusst somit auch den Erfolg der ak-
tuellen Maßnahme und zukünftiger 
Hilfen. Mehrere Studien zeigen, dass 
auch die Anzahl der vorher gewähr-
ten Hilfen den Erfolg der aktuellen 
Maßnahme beeinflussen (Macsenae-
re & Knab, 2004). Umgekehrt zeigt 
sich, dass positive Beziehungser-
fahrungen in der Biografie (Zegers 
et al., 2006) den Erfolg von pädago-
gischen Maßnahmen beeinflussen. 
Zwischenzeitlich gibt es auch mehre-
re Untersuchungen, die zeigen, dass 
die Zahl der Fremdunterbringungen 
die Teilhabechancen und Lebensqua-
lität sehr negativ beeinflusst (Aarons 
et al., 2010) und mit einem höheren 
Risiko für eine antisoziale Entwick-

Kinder- und Jugendhilfe im Brennpunkt
Nachdenken über strukturell verursachte gesellschaftliche 
Folgekosten bei Jugendhilfeabbrüchen

Marc Schmid
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lung mit schwereren Delikten einher-
geht (Ryan & Testa, 2005).

Auf der Entscheidung zu Art und 
Intensität der gewährten Hilfe liegt 
großes Gewicht. Sie sollte nach kla-
ren und möglichst auch evidenzba-
sierten Kriterien getroffen werden. 
Hierzu wäre es wichtig, eindeutige-
re Indika tionskriterien für die unter-
schiedlichen Hilfeformen zu haben 
und im Rahmen der Fremdunterbrin-
gungen bewusster zwischen Hilfen 
in Pflegefamilien und stationären Ju-
gendhilfemaßnahmen differenzieren 
zu können. Im Übrigen greift es zu 
kurz, bei den Belastungen durch 
Beziehungsabbrüche allein die be-
troffenen Kinder zu betrachten. Die 
Professionellen, die sich emotional 
für ein Kind engagieren, werden 
durch Beziehungsabbrüche ebenfalls 
emotional sehr belastet und nicht 
selten auch in ihrem professionel-
len Selbstvertrauen erschüttert, ins-
besondere wenn die Hilfeform stark 
auf sie als Person und als Bindungs-
person zugeschnitten ist, so wie dies 
bei Pflegeeltern und Kinderdorfmüt-
tern bzw. -vätern der Fall ist.

Rehabilitationsauftrag der 
Jugendhilfe

Über ein Viertel aller stationär in der 
Kinder- und Jugendpsychiatrie be-
handelten Kinder und Jugendlichen 
wird in den unterstützenden Rah-
men einer stationären Jugendhilfe-
maßnahme entlassen (Martin, 2002; 
Beck & Warnke, 2009). Mit einer Ver-
kürzung der stationären kinder- und 
jugendpsychiatrischen Behandlungs-
zeiten (Nübling et al., 2006) und den 
reduzierten Möglichkeiten, über eine 
längere Zeit milieutherapeutisch mit 
Kindern und Jugendlichen arbeiten 
zu können, wird diese Zahl vermut-
lich zunehmen. Eine psychische Stö-
rung ist die Hauptursache für eine 
Berufsunfähigkeit und Frühberen-
tung (Apfel & Riecher-Rössler, 2005; 
WHO, 2004) und der damit einher-
gehenden Armut und Abhängigkeit 
von staatlichen Unterstützungssys-
temen.

Seit Einführung des § 35a im KJHG 
ist die Jugendhilfe explizit für die Ein-
gliederungshilfe bzw. Hilfe zur Teilha-
be von psychisch kranken Kindern 
und Jugendlichen zuständig und 
fungiert deshalb seit Einführung des 
SGB IX als ein Rehabilitationsträger. 
Über den § 41 KJHG »Hilfe für jun-
ge Volljährige« können diese Hilfen 
auch über das 18. Lebensjahr hinaus 

angeboten werden. Die Inten tion des 
Gesetzgebers bei Einführung des 
§ 35a KJHG im Jahre 1991 war es, 
den interdisziplinären Dialog zu för-
dern und explizit ärztliche und päda-
gogische Kompetenzen bei den Pla-
nungen zur Eingliederungshilfe psy-
chisch kranker Kinder und Jugendli-
cher zu vereinen. Interessanterweise 
erhalten die psychisch sehr belaste-
ten Kinder in der Heimerziehung und 
auf Förderschulen für sozio-emotio-
nale Entwicklung im Vergleich zu ih-
rer immensen Teilhabebeeinträchti-
gung sehr selten Hilfen nach § 35a. 
Lediglich ca. 12% der stationären Hil-
fen und ergänzenden Hilfen zur Son-
derbeschulung wurden auf Grund-
lage dieser Rechtsform eingeleitet 
(Schmid & Fegert, 2006; Schmid et 
al., 2007), was darauf hindeutet, dass 
die Grundidee dieser Rechtsform 
eine interdisziplinäre Hilfeplanung 
bei den besonders stark belasteten 
Jugendlichen nicht systematisch ge-
nutzt wird.

Erste Studien zeigen, dass sich 
durch eine effektivere Koopera tion 
mit Institutionen der Jugendhilfe 
stationäre kinder- und jugendpsy-
chiatrische Behandlungstage von 
Heimjugendlichen reduzieren lassen 
(Besier et al., 2009). Langfristig wer-
den sich daher vermutlich auch Ab-
brüche von Jugendhilfemaßnahmen 
mit ihren negativen Auswirkungen 
auf die Bindungsentwicklung durch 
solche kinder- und jugendpsychia-
trischen Liaisonangebote verringern 
lassen, entsprechende Längsschnitt-
studien stehen diesbezüglich aber 
noch aus. Unbestritten ist jedoch, 
dass eine intensive Koopera tion zwi-
schen Psy chiatrie, Schule und Ju-
gendhilfe unabdingbar ist, um den 
Heranwachsenden eine Chance auf 
einen Arbeitsplatz auf einem immer 
anspruchsvoller werdenden Arbeits-
markt zu sichern (vgl. Preuss-Lausitz, 
2005; Rienas, 2008; Gahleitner et al., 
i. Dr.).

Neben den Entwicklungsaufgaben 
der Schule steht für viele Jugendli-
che, die nicht in ihre Familie zurück-
kehren können, auch der Weg in die 
Verselbstständigung an. Gerade die-
se Entwicklungsaufgabe muss aber 
gut vorbereitet und die Jugendli-
chen auf diesem Weg professionell 
begleitet werden, wofür das KJHG 
ausdrücklich auch Hilfen für junge 
Erwachsene (§ 41 KJHG) vorsieht. 
Leider werden diese Hilfen im Ver-
hältnis zu den extremen Problem-
lagen, mit denen die Jugendlichen 

Dieser Band beleuchtet aktuelle Problem-
lagen und die Risiko- und Schutzfaktoren von 
Kindern und Jugendlichen im Kontext von 
Armut, Erkrankungen, Flucht und anderen 
Traumata. Dargestellt werden die klinisch-
sozialarbeiterischen Handlungsansätze und 
die vielfältigen Hilfen, die für Kinder und ihre 
Familien möglich sind.
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86739-059-0

»Das Buch wird sehr gut helfen können, 
Erwachsene und Jugendliche miteinander ins 
Gespräch zu bringen, betroffene junge Men-
schen aus der Isolation herauszuholen und die 
Schattierungen zwischen Schwarz und Weiß 
wieder mehr in den Vordergrund zu rücken. 
Ein Buch, das junge Menschen mit offenen 
Armen annehmen werden!« amazon.de

Gefährdete Kindheit

Offene Arme

www.psychiatrie-verlag.de
www.balance-verlag.de
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konfrontiert sind, vergleichsweise 
wenig genutzt. Das wäre aber sehr 
wichtig, da mehrere Untersuchun-
gen zeigen, dass ehemalige Heimkin-
der in dieser Phase einen sehr hohen 
Unterstützungsbedarf haben und ein 
viel höheres Risiko für unerwünsch-
te Schwangerschaften, Arbeits- und 
Wohnungslosigkeit, Überschuldung 
und Inhaftierungen aufweisen (Viner 
& Taylor, 2005; Richardson & Joughin, 
2002).

Hierbei zeigt sich dann zunehmend 
ein Paradox unserer Gesellschaft: 
Heranwachsende lösen sich immer 
später von ihren Familien ab. Die so-
zialen Hilfssysteme verlangen aber 
von psychisch am stärksten belaste-
ten und oft isolierten Jugendlichen 
immer früher, selbstständig zu wer-
den. Viele Jugendliche mit Störun-
gen der Persönlichkeitsentwicklung 
»landen« bei sehr geringer gesell-
schaftlicher Teilhabe dann wieder in 
ihren psychosozial hoch belasteten 
Familien (Johnson et al., 2004). Dies 
ist volkswirtschaftlich sehr kurzfristig 
gedacht, gibt es doch mehrere Stu-
dien, die zeigen, dass der Staat mit 
dem Einsatz von Jugendhilfemaß-
nahmen langfristig Geld einspart. 
Erste Hochrechnungen zum volks-
wirtschaftlichen Nutzen der Jugend-
hilfe liegen bereits vor (Roos, 2002; 
Zinkl et al., 2004). Zinkl und Kollegen 
(2004) berechneten z.B. auf Grundla-
ge der Ergebnisse der Jugendhilfe-
Effekte-Studie, dass für jeden in die 
Heimerziehung investierten Euro im 
Prinzip 2,32 € (Männer) bzw. 2,79 € 
(Frauen) im Bereich von Sozialleis-
tungen, Aufwendungen der Kranken-
kassen und im Strafvollzug einge-
spart werden könnten.

Auch internationale Studien zei-
gen, dass die Kosten für die Kinder- 
und Jugendhilfe, die für psychisch 
und psychosozial schwer belastete 
Kinder und Jugendliche mit exter-
nalisierenden Verhaltensstörungen 
eingesetzt werden, im Vergleich zu 
den gesellschaftlichen Folgekosten 
in einem sehr günstigen Verhältnis 
zu den möglichen Einsparpotenzia-
len stehen (Knapp et al., 2002; Scott 
et al., 2001). Es wäre daher eventu-
ell an der Zeit, grundlegend umzu-
denken, nicht nur in der Finanz-, son-
dern auch in der Sozialpolitik. Kurz-
fristige »Gewinne« sind damit auch 
im Sozialbereich nicht nur unethisch, 
sondern sogar unwirtschaftlich, auch 
wenn es bereits ein trauriges Aus-
hängeschild ist, auf diese Weise ar-
gumentieren zu müssen.
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Junge Menschen, die Ader (2004) zu-
folge Versorgungssysteme häufig an 
die Grenzen ihrer Strukturen und Hand-
lungskonzepte bringen, sind zumeist 
geprägt von belastenden Lebensereig-
nissen und defizitären Bindungserfah-
rungen. Man kann diese Betrachtungs-
weise daher umdrehen: Für junge 
Menschen, die unter multiplen Exklu-
sionsphänomenen und biografisch be-
dingten Problemlagen zu leiden haben, 
sind wir offenbar nicht in der Lage, ad-
äquate Hilfen zu entwickeln. Diese Per-
spektive wirft eine Menge unbeant-
worteter Fragen auf:
� Nehmen Jugendliche diesen Versor-

gungsnotstand überhaupt wahr?
� Wie erleben Jugendliche selbst die 

Hilfeprozesse und -verläufe inner-
halb der Systeme?

� Welche Faktoren begünstigen und/
oder begrenzen das subjektive Erle-
ben von Wirkung und Erfolg durch 
professionelle Praxis?

Insbesondere an der Schnittstelle Ju-
gend und Gesundheit, also z. B. zwi-
schen den beiden Systemen Kinder-/
Jugendpsychiatrie und stationäre Ju-
gendhilfe, wird im Fachdiskurs ein gro-
ßer »Treatment-gap« beklagt. Im Rah-
men meiner Abschlussarbeit befragte 
ich Jugendliche, die sich in ihrem Hil-
feprozess mehrfach zwischen den In-
stitutionen Kinder- und Jugendpsychia-
trie einerseits und stationärer Jugend-
hilfe andererseits hin- und herbeweg-
ten. Mich interessierte dabei in erster 
Linie die subjektive Perspektive der 
AdressatInnen. An einem Interview mit 
der inzwischen 21-jährigen Rebekka*  
soll im folgenden Artikel ein Beispiel 
einer durchaus typischen »Jugendhil-
fekarriere« kurz skizziert werden.

Stolpersteine

Rebekka ist zum Zeitpunkt des Inter-
views 21 Jahre alt. Mit 16 Jahren er-
lebte sie ihren ersten Aufenthalt in ei-
ner psychiatrischen Klinik. Den folgen-
den Zeitraum von etwa einem Jahr 
verbrachte sie abwechselnd bei ihrer 
Mutter und in der Klinik und war da-
bei sechs weitere Male in der Klinik un-
tergebracht. Nach einem weiteren Sui-
zidversuch konnte sie sich dann auf 
Anraten der Professionellen für eine 

andere Wohnform entscheiden und 
zog mit 17 Jahren in eine Therapeu-
tische Wohngemeinschaft. Die Thera-
pie, die sie zuvor stationär begonnen 
hatte, setzte sie dort fort. Innerhalb der 
Zeit in der Therapeutischen Wohnge-
meinschaft gab es ebenfalls noch ei-
nige Klinikaufenthalte. Rebekka schil-
dert im Laufe des Interviews viele ko-
operative Sequenzen mit beiden Hil-
fesystemen, wo sie partizipativ in die 
Prozesse einbezogen wurde und sie 
aktiv mitgestaltete: »Es wurde immer 
gefragt, was mein Ziel ist, was mein 
Wunsch ist … ich stand dort immer im 
Mittelpunkt«. Insgesamt zeichnet sie 
durchaus ein positives Bild der Unter-
stützung, die sie erfahren hat. Sie hat 
erlebt, dass Menschen Zutrauen und 
Hoffnung in sie gesetzt und die Mühe 
nicht gescheut haben, auch in krisen-
haften Entwicklungen zu ihr zu halten.

Strukturen und Strukturbrüche inner-
halb des Hilfesystems werden in den 
Erzählungen Rebekkas jedoch häufig 
negativ thematisiert. Besonders aus-
drücklich erwähnt sie dabei die Rolle 
des Jugendamtes. Bereits bei der Su-
che nach einer Einrichtung teilte die zu-
ständige Jugendamtsmitarbeiterin Re-
bekka mit, dass eine Unterbringung in 
einer Therapeutischen Wohngemein-
schaft zu kostenaufwendig sei. »Und 
sie meinten, nur wenn ich einen ganz 
guten Grund habe, dann kann ich mir 
noch andere Einrichtungen angucken«. 
Die Entscheidung, von zu Hause aus-
zuziehen, war für Rebekka jedoch ver-
bunden mit großen Loyalitätskonflik-
ten gegenüber ihrer Mutter: »Oh, das 
war, das war schwer, weil ich das letz-
te Kind war … und ich habe mich im-
mer um meine Mama gekümmert, ein-
fach, wenn es der nicht gut ging, und 
die war auch krank, und das war alles 
so: ›Nein, ich kann das nicht, und ich 
kann ihr das nicht antun‹.«

Schließlich gelang es Rebekka den-
noch, sich von der Mutter zu lösen und 
in der therapeutischen Wohngemein-
schaft aufgenommen und vom Ju-
gendamt finanziert zu werden. Diese 
Entscheidung hat sie nicht bereut. Die 
Hospitalisierungstendenz, die von Re-
bekka bei Beginn ihres Hilfeverlaufs 
als »Drehtür« beschrieben wird, wurde 
so, zumindest für die Zeit in der Thera-
peutischen Wohngemeinschaft, »auf je-

den Fall unterbrochen«. Nach ca. zwei 
Jahren war jedoch erneut der Fortlauf 
der Hilfebewilligung unsicher: »Es war 
zwischenzeitlich sehr schwer dort, weil 
das Jugendamt gesagt hat, so ich muss 
jetzt raus«. Mit ihrem 18. Geburtstag 
wurde für Rebekka ein steigender Er-
wartungsdruck seitens des Jugend-
amts dann deutlich spürbar. Das Ge-
fühl, dass sie »von der Gesellschaft 
nicht so akzeptiert« wird, spiegelte 
sich, so Rebekka, in den Reaktionen 
des Jugendamts wieder. So hat sie von 
einem Betreuer beim Jugendamt in Er-
innerung, »dass er … auch gar nicht 
verstanden hat, dass bei … jungen Er-
wachsenen, die eine Beeinträchtigung 
haben, dass das halt nicht so geht mit 
diesem, halt so in die Welt Rauslassen 
und dem Verselbstständigen.«

Rebekka kennzeichnet das Hin und 
Her der Institutionen als sehr anstren-
gend. Auch die Hilfe innerhalb der 
TWG wurde von der Unsicherheit über 
den weiteren Verlauf beeinflusst: »weil 
das auch immer so unsicher war: darf 
ich noch ein halbes Jahr bleiben oder 
nicht, konnten wir nie einsteigen ir-
gendwie.« Die Unbeständigkeit des Hil-
feverlaufs setzte sich auch mit Wech-
sel aus der TWG in die Folgeeinrich-
tung fort. Hinsichtlich der Frage nach 
der Bewilligung dieser Hilfe waren 
mehrere Institutionen, das Jugendamt, 
der Sozialpsychiatrische Dienst und 
das Sozialamt, beteiligt. Alle Beteilig-
ten vertraten ihrer Erzählung nach un-
terschiedliche Standpunkte. Schließ-
lich zog Rebekka in eine Erwachse-
neneinrichtung mit einem weniger ho-
hen Betreuungsaufwand: »Es war na-
türlich auch was ganz anderes, also es 
war keiner mehr dort im Haus gewe-
sen, und ich wurde auf einmal mit Sie 
angesprochen und mit dem Nachna-
men … und ich hab mich sehr unwohl 
da gefühlt.« Eine Einweisung in eine 
psychiatrische Klinik folgte. Kurze Zeit 
später unternahm Rebekka einen Sui-
zidversuch. Nachdem mit dieser Ein-
richtung keine geeignete Lösung ge-
funden wurde, kam sie kurzzeitig in ein 
Krisenhaus, bis sie in der jetzigen Ein-
richtung aufgenommen wurde.

Rückblickend wünscht sich Rebek-
ka, dass man sie konstruktiver und 
entschiedener in der jeweiligen Suche 
nach Unterstützung und angemesse-

»Weil das auch immer so unsicher war«
Versorgung aus der Sicht von AdressatInnen

Kristin Ehmer

 * Name und Lebensdaten geändert
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ner Unterbringung hätte begleiten kön-
nen. Sie fand es schade, »dass das Ju-
gendamt nicht gesagt hat: Ja, und es 
muss sein.« Während ihrer »Jugend-
hilfekarriere« erlebt Rebekka eine Rei-
he von MitarbeiterInnen beim Jugend-
amt, die sie dann jeweils zu Beginn 
überhaupt nicht einschätzen konnten 
und jeweils auch unterschiedliche Mei-
nungen und Arbeitsweisen vertraten. 
Die Entscheidungen den Hilfeverlauf 
betreffend waren daher sehr inkonsis-
tent, und Rebekka wurde häufig vor 
Veränderungen gestellt. Als sich ihr 
beim Jugendamt wieder einmal eine 
neue Betreuerin vorstellte, war Rebek-
ka »natürlich erst mal misstrauisch und 
dachte: ›naja, die wird mir nicht hel-
fen‹.« Manchmal bedeutete ein erneu-
ter Wechsel für sie jedoch auch einen 
Vorteil, da ihr dann die Hilfemaßnah-
me in der TWG »einfach so« weiter be-
willigt wurde: »Und dann hatte ich zu-
fällig wieder eine andere Betreuerin 
gekriegt, … und die meinte: ›Ja, okay, 
es wird ein Jahr finanziert‹.«

Schlussfolgerungen

Im Interview mit Rebekka erweisen 
sich strukturelle und interinstitutionel-
le Problematiken als entscheidende 
Stolpersteine für die Jugendlichen und 
ihre Entwicklung im Hilfenetz. Dass die 
gesetzlichen und fachlichen Forderun-
gen nach einem ausschließlich adres-
satInnengerechten Hilfeplanungspro-
zess teils auch von den strukturellen 
und politischen Bedingungen gedros-
selt werden, wird bei ihrem Hilfever-
lauf deutlich sichtbar. Die z. T. lebens-
wichtige Dimension, Hilfen sinnvoll 
aufeinander abzustimmen und Über-
gänge sorgfältig zu planen und vorzu-
bereiten, erlebt Rebekka ebenso deut-
lich, wie es sich in den Ergebnissen 
mehrerer Jugendhilfestudien in Zah-
len zeigt (vgl. u. a. JULE-Studie, Kühn, 
1998, S. 27). Vorzeitige oder plötzli-
che Beendigung der Maßnahme kann 
demnach zu schweren Rückfällen der 
Jugendlichen führen (Arbeitskreis der 
Therapeutischen Jugendwohngruppen 
Berlin, 2009, S. 45).

Dass Hilfeentscheidungen zuneh-
mend finanziellen Vorgaben mit dem 
Ziel der Kostendämpfung unterliegen 
(Wiesner, 1999, S. 89, vgl. auch Mey-
bohm, 2005), ist also für Jugendli-
che unmittelbar selbst spürbar. Nicht 
selten jedoch ist das Vertrauen in die 
emotionale Verfügbarkeit von Erwach-
senen ohnehin verletzt und das Wag-
nis, neue Bindungen einzugehen und 
neu zu vertrauen, bereits eine enorme 

Herausforderung und ein Risiko für er-
neute Enttäuschungen für die jungen 
Menschen (Stanulla, 2004, S. 6). In An-
betracht dieser Vulnerabilität fordert 
Fröhlich-Gildhoff (2007) von den pro-
fessionellen BegleiterInnen in allen Be-
gegnungen des Hilfeprozesses ein ho-
hes Maß an Feinfühligkeit, Empathie 
und Akzeptanz (ebenda, S. 9). Diese 
Sensibilität müssten sich auch Netz-
werke zu eigen machen.

Die Herausforderung aller Hilfesys-
teme besteht nach Hamberger (2008) 
darin, trotz verwaltungsmäßiger Auf-
gabenstellungen und Organisationsin-
teressen, die Besonderheiten der ein-
zelnen jungen Menschen zu beach-
ten (vgl. ebd., S. 347). Gerade Rebek-
kas Beispiel macht sichtbar, dass eine 
tatsächliche Garantie zur Partizipation 
trotz gesetzlicher Verankerungen von 
Beteiligungsrechten junger Menschen 
keineswegs immer vorhanden war. 
Nur dann jedoch, wenn junge Men-
schen spüren, dass ihre Meinung eine 
Rolle spielt und etwas bewirkt, können 
sie ein Selbstbewusstsein und eine 
Stärke entwickeln, die sie auf die An-
forderungen des Lebens vorbereitet. 
Daraus ergibt sich die wichtige Verant-
wortung der Helfenden, die Adressa-
tInnen über ihre Rechte zu informieren, 
ihnen eine Stimme zu geben und die-
se zu integrieren. Strukturelle Macht-
ungleichheiten zwischen Hilfeempfan-
genden und Hilfeanbietenden müssen 
vermieden oder mindestens transpa-
rent gestaltet werden.

Kinder- und Jugendliche, die unter 
Abbrüchen und Diskontinuitäten lei-
den, brauchen nicht nur verlässliche 
Bindungspersonen im Familien- und 
HelferInnenumfeld, sondern auch ver-
lässlich-strukturierende Hilfenetzwer-
ke. Feste Einrichtungen, wie z. B. regel-
mäßige gemeinsame Fallanalysen bzw. 
Fallkonferenzen an festgelegten Orten, 
auf die sich alle involvierten Fachstel-
len einigen müssen, klare Strukturen, 
Beschreibungen und Methoden des 
Vorgehens vermitteln KlientInnen wie 
Professionellen Sicherheit und Halt. 
Die Entscheidung auf dem Übergang 
zum Erwachsenenalter hätte bei Re-
bekka in einem solchen Kontext viel 
zielsicherer getroffen werden können. 
Die gemeinsamen Aushandlungspro-
zesse erfordern zwar zunächst ein 
Mehr an Einsatz bzw. Arbeitskapazitä-
ten, langfristig jedoch wird die Arbeit 
erheblich effektiver (Arbeitskreis der 
Therapeutischen Jugendwohngruppen 
Berlin, 2009).

Dafür bedarf es jedoch auch der Be-
reitstellung angemessener finanzieller, 

personeller und struktureller Ressour-
cen, die für die Herstellung einer ange-
messenen Versorgung nötig sind. Der 
Hilfeverlauf von Rebekka ist dagegen 
sichtbar und für sie spürbar von finan-
ziellen Aspekten der Hilfesteuerung – 
beträchtlich weniger jedoch von inhalt-
lichen Gesichtspunkten – gesteuert. Die 
Stichworte Budgetierung und Effizienz 
gewinnen im Bereich der Jugendhilfe 
zunehmend an Gewicht. »Gut ist, was 
wenig kostet«. So wird die (vor allem 
finanzielle) Verantwortung zwischen 
den unterschiedlichen Institutionen, 
die der Sozialstaat zu bieten hat, hin 
und her delegiert. Das Ergebnis dieses 
Hergangs ist schließlich, dass die indi-
viduellen Bedürfnisse der AdressatIn-
nen trotz gegenteiliger fachlicher Ein-
schätzung zu kurz kommen. Aus einer 
angemessenen advokatorischen Inte-
ressenvertretung der AdressatInnen 
ergeben sich daher Forderungen an 
die sozialarbeiterische Praxis, sich von 
Strukturzwängen zu distanzieren und 
einen eigenen politischen Anspruch 
im Sinne einer menschengerechten 
Parteilichkeit zu definieren.
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Die Kinder- und Jugendhilfe nimmt 
eine zentrale Rolle in der Unterstüt-
zung von Familien mit Kindern bis 
zum Alter von drei Jahren ein. Be-
reits im Kontext von Schwanger-
schaft und Geburt sowie in der Säug-
lings- und Kleinkindphase suchen El-
tern nach Orientierung in ihrer Erzie-
hung oder haben Fragen dazu, wie 
Elternschaft gelingen kann. Mögli-
cherweise brauchen sie konkrete Hil-
fe und Unterstützung. Das Aufwach-
sen der bis zu 3-Jährigen steht aber 
zunächst im Fokus des Gesundheits-
wesens mit Hebammen, U-Untersu-
chungen, Kinderarzt, Mütterberatung 
und ggf. Krankengymnastik. Die pä-
dagogische Komponente tritt durch 
den Besuch der Krippe hinzu. Somit 
gibt es viele Beteiligte, die fachbe-
reichsspezifisch und mit unterschied-
lichen Aufträgen an der bio-psycho-
sozialen Versorgung dieser Familien 
beteiligt sind.

Diese Hilfen werden unter dem 
Begriff der »Frühen Hilfen« zusam-
mengefasst. Der Auftrag der Frühen 
Hilfen »reicht von Elterninformation 
und Familienbildung, über inten-
sivere Beratungs- und Unterstüt-
zungsangebote« (Deutsches Institut 
für Jugendhilfe und Familienrecht, 
2010, S. 3) bis hin zu in Einzelfällen 
begründeten Kontrollen des Erzie-
hungsalltags. Eltern mit einem klei-
nen Kind bewegen sich zwischen 
sehr unterschiedlich organisierten 
Institutionen, die in der öffentlichen 
Wahrnehmung verschiedenen Be-
wertungen unterliegen. Der Zugang 
ist teilweise mit hohen Hürden ver-
bunden. Ihre Inanspruchnahme ver-
langt von Eltern eine vielfältige Kom-
petenz, sich diese Ressourcen zu er-
schließen und sich an die Unter-
schiedlichkeiten der Leistungen an-
zupassen. Eltern leisten damit einen 
großen Anteil an Integration in alle 
für ihre Familie wichtigen Unterstüt-
zungsangebote. Sie überwinden Lü-
cken, die durch die Leistungsträger 
(u. a. nach SGB V, SGB VIII, SGB IX) 
und deren Struktur entstehen, leis-
ten »Übersetzungsarbeit«, filtern 
Hilfreiches von weniger Hilfreichem, 
passen sich in ihrem Tagesablauf 
an und bewältigen weite oder um-
ständliche Wege.

Wenn dies jedoch nicht gelingt, ge-
hen für Familien wichtige Ressour-
cen verloren. Notwendige – und ei-
gentlich auch mögliche – Unterstüt-
zung bleibt dann ungenutzt. Die An-
gebote der Frühen Hilfen sind daher 
nur dann für Eltern und ihre kleinen 
Kinder gut nutzbar, wenn sie eng ver-
netzt sind und die Schnittstellenarbeit 
durch Professionelle übernommen 
wird. Dies ist nicht nur für die Ziel-
gruppe der Frühen Hilfen eine wich-
tige Forderung des 13. Kinder- und 
Jugendberichtes (BT-Drs. 16/12860, 
2009). Das Nationale Zentrum für Frü -
he Hilfen (NZFH) beschreibt diese 
deshalb als »vielfältige sowohl all ge -
 meine als auch spezifische, auf ei nan-
der bezogene und einander ergän-
zende Angebote und Maßnahmen« 
(Wissenschaftlicher Beirat des NZFH, 
2009).

Als konkretes Beispiel für »Vernet-
zung qua Konzept« sei im Folgenden 
das Projekt Familiennetzwerk Wands-
bek in Hamburg vorgestellt, das im 
Rahmen der Sozialräumlichen An-
gebotsentwicklung finanziert wird 
und im Herbst 2010 seine Arbeit auf-
nimmt. Träger ist »Aladin – Ambulan-
te Hilfen und Therapie e.V.«, ein frei-
er Träger der ambulanten Jugendhil-
fe. Das Familiennetzwerk Wandsbek 
unterstützt Familien durch niedrig-
schwellige, alltagsnahe sowie leicht 
erreichbare Angebote und beglei-
tet einzelne Familien individuell und 
passgenau bezogen auf ihre Lebens-
situation, um auch schwer erreich-
bare KlientInnen in Nicht-HzE-Hilfen 
einzubinden. Die konkreten Angebo-
te sind eine Krabbelgruppe, ein offe-
ner Frühstückstreff (gemeinsam mit 
der Mütterberatung), Babymassage-
kurse, Informationsveranstaltungen, 
individuelle Einzelberatung und ver-
bindliche Einzelfallhilfen, die auch 
Begleitung z. B. zu Ämtern und Haus-
besuche beinhalten können. Der Zu-
gang erfolgt sowohl durch die Eigen-
initiative der Nutzer als auch vermit-
telt durch andere Einrichtungen oder 
das Eingangs- und Netzwerkmanage-
ment des Allgemeinen Sozialen Diens -
tes (ASD). 

Durch die enge in Verträgen ge-
regelte Kooperation mit der Müt-

terberatung des Gesundheitsamtes 
Wandsbek, dem Projekt Babylotsen 
der Stiftung SeeYou (mit Anbindung 
an das Kinderkrankenhaus Wilhelm-
stift und das Marienkrankenhaus), 
dem ASD Wandsbek und dem Spiel-
haus Königsreihe wird die Versäulung 
von Leistungen aus den Bereichen 
Jugendhilfe, Gesundheit und Fami-
lienförderung aufgehoben. Das Fa-
miliennetzwerk Wandsbek gestaltet 
aktiv Kooperationen über Fach-, Ver-
waltungs- und Finanzierungsbe reiche 
hinweg. Ergänzend übernimmt das 
Familiennetzwerk Wandsbek die Auf -
gabe der Vernetzung von Angeboten 
aus den Bereichen Entwicklungsför de-
rung (Motorik, Musik, Spiel), Sucht-
hilfe, Gewaltprävention, Hilfe für psy-
chisch kranke Eltern, medizinische 
Versorgung, Wohnen und Arbeit/Ar-
beitslosigkeit im Stadtteil. Ziel ist 
eine einfache und für die Nutzer ver-
trauensvollere Überleitung in pass-
genaue Angebote sowie kurze und 
unkomplizierte Wege im Sozialraum. 
Persönliche Kontakte sollen Brücken 
für Familien ermöglichen, damit die-
se nicht zwischen den Schnittstellen 
verloren gehen.

Auch auf fachlicher Ebene wird das 
Familiennetzwerk durch den Arbeits-
kreis »Frühe Hilfen Wandsbek« ge-
tragen. Er fördert persönliches Ken-
nenlernen, Wissen um Berufsfelder 
und Angebote sowie fachlichen Aus-
tausch und Weiterbildung und ver-
bindet alle interessierten Fachleute 
in der Region miteinander.
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Unsere Ziele 

Die Entwicklung, Förderung und Forschung von bzw. zu Konzeptionen und Projek-
ten in Erziehungs, Bildungseinrichtungen, der Jugend- und Behindertenhilfe zu The-
men der psychischen, physischen, sozialen und gesellschaftspolitischen Grundlagen 
und Folgen von Stressreaktionen bei Kindern und Jugendlichen auf traumatische 
Lebensereignisse und entsprechenden pädagogischen Begegnungen und Interven-
tionsmöglichkeiten. Dazu gehören u.a.:

� Schaffung eines bundesweiten Netzwerks für pädagogische Fachkräfte aus un-
terschiedllchen Arbeitsfeldern, die sich in der Entwicklung traumabezogener Kon-
zepte und einer entsprechenden Methodik engagieren

� Entwicklung von fachlichen Standards für eine traumapädagogische Praxis in den 
verschiedenen pädagogischen Arbeitsfeldern (Jugendund Behindertenhilfe, Bil-
dung & Erziehung)

� Entwicklung v. fachlichen Standards für traumapädagogische Arbeit in (Intensiv) 
Wohngruppen

� Kooperation mit pädagogischen Lehrund Forschungseinrichtungen, um trauma-
pädagogisches Wissen in Ausbildung und Studium zu verankern

� Entwicklung fachlicher Standards für traumapädagogische Qualifi zierungen in 
Fortund Weiterbildungsangeboten

� Durchführung von Fachtagungen zur Weiterentwicklung der Traumapäda gogik
� Entwicklung von notwendigen und verbindlichen Kooperationsstandards mit der 

Psychotherapie und Psychiatrie
� Kooperation mit (inter)nationalen Organisationen, die sich im psychotraumatolo-

gischen Kontext engagieren
� Öffentlichkeitsarbeit und Publikationen zu den Ergebnissen der Vereinsarbeit

Berufsbegleitender Masterstudiengang in Klinischer Sozialarbeit

Start des 10. Kurses im Sommersemester 2011

Klinische Sozialarbeit ist beratende und behandelnde Sozialarbeit. Sie wird ambulant, teilstationär 
und stationär in vielen sozialarbeiterischen Arbeitsfeldern erbracht, z.B. in Beratungsstellen, Vor- und 
Kernfeldern der Psychiatrie, in der Rehabilitation, in der Kinder-, Jugend- und Familienhilfe und der 
Krankenhaussozialarbeit. 

Das Masterprogramm ist seit Mai 2009 reakkreditiert und ermöglicht den Zugang zum Höheren 
Dienst sowie zur Promotion

Nähere Informationen fi nden Sie  unter: www.hs-coburg.de und  www.ash-berlin.eu
Weitere Informationen zur Klinischen Sozialarbeit: www.klinische-sozialarbeit.de

Studieninhalte:
● Theorien, Interventions- und 

Forschungsmethoden und Evaluation
● psycho-soziale Diagnose und Beratung 
● Soziale Therapie
● Krisenintervention
● Rehabilitation
● Case Management
● Qualitätssicherung

Weitere Informationen:
● Durchführung in 10 Blockveranstaltungen pro Jahr
● Expertise in Beratung und Behandlung, 

praxisorientierter Forschung und systemischen 
Management-Kompetenzen

● Intensive Begleitung und Betreuung bei der 
Erstellung der Masterarbeit

● International anerkannter Abschluss mit 
Promotionsmöglichkeit

Masterstudiengang
Klinische 
Sozialarbeit, M.A.

Beratung und 
Soziale Therapie

Wer wir sind

Die Bundesarbeitsgemeinschaft Traumapädagogik 
e.V. (BAG) ist das Netzwerk für Pädago gInnen in 
der Arbeit mit traumabelasteten Kindern. Ihre Mit-
glieder sind in allen pädagogischen Arbeitsfeldern 
tätig und kommen aus dem ganzen Bundesgebiet.

Vorstand
Erster Vorsitzender: 
Dipl. Beh.Pädagoge Martin Kühn (SOS-Kinderdorf 
Worpswede, www.traumapaedagogik.de)
Stellvertretende Vorsitzende: 
Dipl. Pädagogin Wilma Weiss (Zentrum für Trauma-
pädagogik Hanau, www.welleev.de/trauma)
Stellvertretender Vorsitzende: 
Dipl. Psychologe Jochen Strauß (Zentrum für le-
benslanges Lernen TrabenTrarbach, www.zentrum-
lebenslangeslernen.de)
Schatzmeister: 
Dipl. Heilpädagoge Thomas Wahle (Margarete-
Wehling-Stiftung Bielefeld

Weitere Informationen
BAG Traumapädagogik e.V.i.Gr.
Email: info@bag-traumapaedagogik.de
Internet: www.bag-traumapaedagogik.de

 


